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Auf Ihren Bericht vom 2. Januar cr. will Ich Hat der Reſervefonds die angegebene Höhe er⸗ 
dem Kur⸗ und Neumärkiſchen Nitterſchaftlichen Kredit⸗ reicht, ſo fließen die Erträge deſſelben, ſowie alle 
werke die Errichtung einer Darlehnskaſſe geſtatten und Ueberſchüſſe der Darlehns⸗Kaſſe zum Kur⸗ und Neu⸗ 
dem für dieſelbe durch die Generalverſammlung vom märkiſchen Ritterſchaftlichen Haupt⸗Inſtitutsfonds zur 
11. Juni v. J. entworfenen, in der Anlage zurückfol⸗ Förderung des Real⸗Kredits und der Pfandbriefs⸗ 
genden, Statute hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. Amortiſation nach näherer Beſtimmung des Engeren 

Berlin, den 8. Januar 1873. Ausſchuſſes. 

gez. Wilhelm. Auch bleibt in ſolchem Falle dem Engeren Aus⸗ 
gegz. Gr. Eulenburg. Dr. Leonhardt. ſchuſſe überlaſſen, über die Zurückziehung des Stamm⸗ 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. Kapitals und Erſetzung deſſelben aus dem Reſervefonds 
a weitere Anordnung zu treffen. 
Statut Die ſonſtige geeignete Benutzung der Beſtände des 
der Reſervefonds erfolgt nach den näheren Beſtimmungen 
»Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direction. 
Darlehns⸗Kaſſe zu Berlin. Titel I. 
Titel I. Von den Geſchäften der Darlehns⸗Kaſſe. 
Zweck der Darlehns⸗Kaſſe. 8 4. Die Darlehns⸗Kaſſe iſt befugt: 

§ 1. Mit dem Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritter- a. Darlehne und Depofiten für ihren Geſchäfts⸗Ver⸗ 

ſchaftlichen Kridit⸗Inſtitute wird, unter Garantie deſſelben, kehr anzunehmen. Die Depoſiten dürfen, ſofern 


Marienwerder, den 12. Februar. 


zur Unterſtützung der Operationen dieſes Inſtituts, 

ſowie zur Förderung und Erleichterung des ländlichen 

Kredits und der Pfandbriefs⸗Amortiſation, nach Vor⸗ 

ſchrift des gegenwärtigen Statuts 
„eine Darlehns⸗Kaſſe“ 

verbunden. 

9 2. Die Darlehns⸗Kaſſe führt die Firma: 
„Kur⸗ u. Neumärkiſche Ritterſchaftliche Darlehns⸗Kaſſe“. 

Der Sitz der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direction zu 
Berlin iſt auch der Sitz der Darlehns⸗Kaſſe. 

8 3. Die dispomiblen Mittel des Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts werden in 
Höhe des Amortiſatiouszuſchußfonds ſowie bis zum 
Betrage von 300,000 Thalern des eigenthümlichen 
Haupt⸗Inſtitutsfonds der Darlehns⸗Kaſſe zur Bildung 
ihres Stamm⸗Kapitals darlehnsweiſe überwieſen, und 
den gedachten beiden Fonds mit 3% pro Cent ver⸗ 


inſt. ' 
? Die ſich außerdem aus der Verwaltung der Dar⸗ 
lehns⸗Kaſſe ergebenden Ueberſchuſſe werden, vorbehalt⸗ 
lich der Dispoſtrion am Schluſſe des § 6., zur Bildung 
eines beſonderen Reſervefonds fo lange abgeführt, bis 
derſelbe die Höhe von 500,000 Thlr. erreicht hat, auf 
welcher Höhe er erhalten werden muß. 

Der Reſervefonds dient zur Deckung etwaiger 
Ausfälle bei der Verwaltung der Darlehns⸗Kaſſe und 
iſt Eigenthum des Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaft⸗ 
lichen Kredit⸗Inſtituts. | 


fie jederzeit rüdzahibar find, und darüber in 
Giro⸗ oder Check Rechnung verfügt wird, nur un⸗ 
verzinslich, ſofern fie aber in laufender Rechnung 
verzinſt, oder dafür verzinsliche, auf beſtimmte 
Namen lautende Depoſitenſcheine ausgegeben wer⸗ 
den, nur unter Feſtſetzung einer Kündigungsfrist 
von mindeſtens 3 Tagen angenommen werden. 


5. Disponible Kaſſen⸗Beſtände nutzbar zu machen, 


durch Discontirung, Kauf und Beleihung von 
Wechſeln nach den Grundſätzen der Preußiſchen 
Bank, durch Erwerbung und Beleihung von 
ſicheren ländlichen Hypotheken, oder von Werth⸗ 
papieren nach den Grundſätzen der Preußiſchen 
Bank, jedoch mit Ausdehnung auf die vom Nord⸗ 
deutſchen Bunde und Deutſch en Reiche emittirten 
Schuldverſchreibungen und die auf den Inhaber 
lautenden Papiere, welche Staaten, Kommunal⸗ 
Verbände und andere Korporationen des Deutſchen 
Reiches ausgeben, endlich durch Hinterlegung bei 
Bankhäuſern und Bank⸗Inſtituten. 

Bei der Gewährung von Lombard-Darlehnen 
bleibt der Darlehns⸗Kaſſen⸗Verwaltung eine nä⸗ 
here Vereinbarung mit dem Schuldner über ihre 
Befriedigung wegen Kapital, Zinſen und Koſten 
insbeſondere dahm vorbehalten, das gewährte 
Unterpfand, ſoſern es in fungidlen Sachen beſteht, 
die einen Marktpreis oder Börſenkours haben, 
ſelbſtſtändig — alſo ohne Verpflichtung zu desfall⸗ 


Ausgegeben in Markenwerder den 13. Februar 1873. 
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figen Anträgen bei Gericht — zu verſilbern. wegen interimiſtiſcher Wahrnehmung der Functionen 
Dieſer Befugniß der Verwaltung hat ſich jeder dieſer Beamten Anordnungen zu treffen, ſowie über⸗ 
Darlehnsnehmer bei Eingehung eines derartigen haupt die nöthigen Beamten zu beſtellen und innerhalb 
Lombardgeſchäfts ausdrücklich zu unterwerfen. des vom Engeren Ausſchuſſe nach § 6 alinea 3 feſt⸗ 
©. Kommiſſions⸗ und Realiſations⸗Geſchäfte, insbe⸗ zuſtellenden Geſchäftsunkoſten⸗Etats die Gehalte ders 
ſondere auch die Vermittelung von Hypotheken ſelben, ſowie die zu leiſtenden Amts⸗Kautionen zu be: 
gegen Proviſion zu beſorgen, ſowie Kredite undſſtimmen. 
Darlehne unter den von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗ § 8. Der Vorſteher hat den Betrieb und die 
Direktion näher feſtzuſtellenden Sicherheiten, der Verwaltung der Geſchäfte der Darlehns Kaffe und der 
Regel nach nicht über 6 Monate hinaus, zu be⸗ geſammten Fonds nach Maßgabe der von der Haupt⸗ 
willigen. Rilterſchafts⸗Direction ertheilten Inſtruction zu führen. 
Titel III. Nach Außen hin hat derſelbe jedem Dritten 
Von der Verfaſſung und Verwaltung der Darlehns⸗ gegenüber die unbeſchränkten Befugniſſe eines Geſchäfts⸗ 
Kaſſe. Inhabers und bedarf einer Special⸗Vollmacht ſelbſt in 
§ 5. Die Darlehns⸗Kaſſe wird von den regle⸗ den Fallen nicht, wo die Geſetze ausdrücklich eine ſolche 
mentsmäßigen Behörden des Kur⸗ und Neumärkiſchen fordern. Auch hat derſelbe Eide Namens der Dar⸗ 
Nitterſchaftlichen Kredit⸗Inſtitues und deſſen Beamten lehns⸗Kaſſe zu leiſten. 
mitverwaltet, jedoch werden die Geſchäfte derſelben, 8 9. Die Provinzial⸗Ritterſchafts Verwaltungen 
abgeſondert von denen des Pfandbrief⸗Kredit⸗Inſtituts, in Perleberg, Prenzlau und Frankfurt a. O. ſind 
unter Leitung und Auſſicht der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Vermittelungs⸗Organe der Darlehns⸗Kaſſe. 
Direction, von einem Vorſteher geführt. Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion kann auch an 
§ 6. Der Engere Ausſchuß iſt verpflichtet, ſich anderen Orten, wenn ein Bedürfniß dazu hervortritt, 
von der geſammten Verwaltung der Darlehns⸗Kaſſe in Bermittelungs: Organe beſtellen. 
Keuntniß zu erhalten. Er hat ſich zu dieſem Zwecke Das Verhällniß der Vermittelungs⸗Organe zur 
von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direction alljährlich einen, Darlehns⸗Kaſſe wird durch Inſtruktion der Haupt⸗ 
alle Zweige der Darlehns⸗Kaſſen Verwaltung umfaſſen⸗ Ritterſchafts⸗Direction feſtgeſtellt. 
den Geſchäftsbericht erſtatten zu laſſen. § 10. Sämmtliche Beamte (8 7), welche in 
Derſelbe hat ferner durch Deputirte die Dar⸗ Folge der Darlehns⸗Kaſſen⸗ Einrichtung neu angeſtellt 
lehns⸗Kaſſe mindeſtens einmal jährlich extraordinairſwerden, find Beamte des Kur⸗ und Neumärkiſchen 
und außerdem, fo oft derſelbe in Angelegenheiten des [Nitterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts und es finden auf 
Nitterſchafilichen Kredit⸗Inſtituts verſammelt it, ordi⸗ſie die reglementsmäßigen Beſtimmungen deſſelben, 
nair zu revidiren. Dieſe Kaſſen⸗Reviſionen muſſenſſowie die ſonſtigen, für die Beamten des Inſtituts 
gleichzeitig mit denen der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Kaſſe geltenden Vorſchriften Anwendung, wenn nicht bei 
ſtattſinden. ihrer Anſtellung etwas Anderes beſtimmt worden iſt. 
Anßerdem hat der ſelbe den alljährlich von der Demgemäß haben auch die von ihnen in Angelegen⸗ 
Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion zu entwerfenden Geſchäfts⸗ heiten der Darlehns⸗Kaſſe aufgenommenen und ausge 
Unkoſten⸗Etat feſtzuſtellen und die Jahresrechnung der |jertigten Verhandlungen und Urkunden die Eigenſchaft 
Darlehns⸗Kaſſe zu ſuperrevidiren, ſowie dem Rendanten und Gültigkeit öffentlicher Documente. 
derſelben Decharge zu ertheilen. § 11. Alle Schriftſtücke der Darlehns⸗Kaſſe 
Der Engere Ausſchuß iſt auch befugt, auf Au⸗ werden unter dem Namen: h 
trag der Haupt⸗Ritterſchafts Direction zu beitimmen,| „Nur: und Neumärkiſche Ritterſchaftliche Darlehns⸗ 
welche von den der Darlehns⸗Kaſſe nach § 4 geſtatte⸗ Kaſſe“ 
ten Geſchäften bis auf Weiteres nicht mehr betrieben ausgefertigt und mit Ausſchluß der Quittungen über 
werden ſollen. die zur Kaſſe eingehenden Gelder und Effecten, von den 
Endlich iſt der Engere Ausſchuß ermächtigt, einen dazu beſtellten Beamten, dieſe Quittungen aber vom 
aliquoten Theil, jedoch höchttens drei Viertheil, der Rendanten und Controleur vollzogen. 
gemäß § 3 zur Bildung eines Reſervefonds beſtimmten § 12. Die Namen der Beamten und Vermit⸗ 
Verwaltungs Ueberſchüſſe, auch bevor dieſer Fonds die telungs⸗Organe, welche mit den Geſchäften der Dar: 
Höhe von 500,000 Tytr. erreicht hat, zur Förderungflehns⸗Kaſſe betraut worden, ſind von der Haupt⸗ 
der Pfandbriefs⸗Amortiſation verwenden zu laſſen. Ritterſchafts Direktion öffentlich bekannt zu machen. 


§ 7. Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion hat die $ 13. Der g 
obere Leitung und Controle der Darlehns⸗Kaſſen⸗Verwal⸗„Deutſche Reichsanzeiger und der Königlich Preußiſche 
tung, ſowie des dem Vorſteher obliegenden Geſchäfts⸗Be⸗ Staats⸗Anzeiger“ 


triebes, und zeichnet die Grundſätze vor, nach welchen iſt Publikationsblatt in allen Angelegenheiten der Dar: 

die Geſchafte der Darlehns⸗KKaſſe verwaltet werden lehns⸗Kaſſe. 

pollen. Es bleibt dem Vorſtande überlaſſen, inwiefern 
Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direction hat den Vor⸗ er Bekanntmachungen in dergleichen Angelegenheiten 

ſteher und deſſen Stellvertreter zu ernennen, reſpective auch noch in anderen Blättern ergehen laſſen wolle. 
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$ 14. Alle bei dem Kur⸗ und Neumärkiihen 
Ritterſchaftlichen Kridit⸗Inſtitute beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen und Einrichtungen finden auch auf dieſe Dar⸗ 
lehns⸗Kaſſe und deren Verwaltung Anwendung, inſo⸗ 
weit damit die Anordnungen des gegenwärtigen Statuts 
vereinbar ſind. * 

Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗ Direktion hat hierüber 
bei entſtehenden Zweifeln, mit Ausſchluß jeden gericht⸗ 
lichen Verfahrens, zu entſcheiden. 2 

$ 15. Eine Auflöſung der Darlehus⸗Kaſſe tritt 
nur auf Beſchluß der General⸗Verſammlung der Kredit⸗ 
Verbundenen ein. 


Verordnungen und Bekanntmechungen der 
Provinzial Behörden. 


1) Beſtimmungen über die gebührenfreie Beförderung 
telegraphiſcher Depeſchen. 

A. Depeſchen, welche auf ſämmtlichen 
Telegraphen⸗Linien des Deutſchen Reichs 
gebührenfrei befördert werden. 7 
. § 1. Auf ſämmtlichen Telegraphen⸗Linien des 
Deutſchen Reichs genießen die Gebührenfreiheit: 

1) die Depeſchen, welche von dem Bevollmächtigten 
zum Bundesrathe während ihrer Anweſenheit in 
Berlin in Bundesraths- Angelegenheiten aufge: 
geben werden, oder welche an dieſe Bevollmäch⸗ 
tigten aus anderen Orten des Deutſchen Reichs 
in Bundesraths Angelegenheiten eingehen; 

2) die Depeſchen von und an den Reichstag in reinen 
Reichs⸗Dienſtangelegenheiten; 

3) die Depeſchen von oder an Militärbehörden des 


| 


Bremen und Hamburg in reinen Staats⸗ und 
Reichs⸗Dienſtangelegenheiten aufgegebenen De: 
peſchen; 

. die Depeſchen der Civil⸗Behörden der Staaten des 
ehemaligen Norddeutſchen Bundes, des Großher⸗ 
zogthums Baden und Elſaß⸗ Lothringens, mit Ein⸗ 
ſchluß der ſolche Behörden vertretenden einzelnen 
Beamten, wenn dieſe Depeſchen reine Staats⸗ oder 
Reichs⸗Dienſtangelegenheiten betreffen; 

. die amtliche telegraphiſche Correſpondenz der Ge: 
richte, Staatsanwaltſchafts Beamten und Poltzei⸗ 
behörden, beziehungsweiſe der als ſolche fungirenden 
Ortebehörden (Magiſtrate, Bürgermeiſter), falls 
bei dieſer Correſpondenz ein reines Dienſtin tereſſe 
obwaltet, ſo wie die Steckbriefe der Gerichte, 
Staatsanwaltſchaftsbeamten und Polizeibehörden, 
falls ſchon beim Erlaß der Steckbriefe außer 
Zweifel ſteht, daß eine Perſon, welche für die 
Koſten aufzukommen hat, überhaupt nicht vor⸗ 
handen iſt; 

. die Depeſchen der Eiſenbahn⸗Verwaltungen, Eiſen⸗ 
bahnſtationen und Eiſendahnbeamten an vorge⸗ 
ſetzte Behörden über vorgekommene Unglücksfälle 
und Betriebsſtörungen. 

Welche Depeſchen der Eiſenbahnverwaltungen pp. 
außerdem gebührenfrei anzunehmen und zu beför⸗ 
je: find, iſt durch beſondere Vereinbarungen feſt⸗ 
geſetzt. 

Depeſchen, welche von den vorſtehend unter 1, 

2 und 3 bezeichneten Allerhöchſten reſp. Höchſten Herr⸗ 

ſchaften, Senaten, Behörden oder Beamten nach Groß⸗ 


Deutſchen Reichs mit Einſchluß der ſolche Behör⸗ britannien, Italien, Spanien und Portugal, Schweden 
den vertretenden einzelnen Officiere und Beamten und Norwegen und nach Rußland aufgegeben werden, 
in reinen Militär Dienſtangelegenheiten. Im genießen für die Beförderungsſtrecke innerhalb des 
Falle einer Mobilmachung auch die Depeſchen von Deulſchen Reichs⸗Telegraphengebiets die Gebührenfrei⸗ 
oder an einzelne mit dienſtlichen Aufträgen kom⸗ heit. Dagegen find Depeſchen nach allen übrigen Län⸗ 
mandirte Militairperſonen und Beamte der Mi⸗ dern leinſchließlich Bayern und Württemberg) auch für 
litär⸗Verwaltung des Deutſchen Reichs in reinen die Beförderungsſtrecke innerhalb des Deutſchen Reichs⸗ 
Militär⸗Dienſtangelegenheiten; Telegraphengebiets gebührenpflichtig. 
4) die Depeſchen von und an Reichsbehörden in C. Allgemeine Beſtimmungen. 
reinen Reichs⸗Dienſtangelegenheiten. $ 3. Die Gebührenfreiheit der Depeſchen er: 
B. Depeſchen, welche auf den Tele: firedt ſich nur auf die tarifmäßigen Telegraphirungs⸗ 
graphen⸗Linien des Deutſchen Reichs mit gebühren, nicht aber auf die baaren Auslagen für Wei⸗ 
Ausſchluß der Telegraphen-Linien in Bay⸗ erbeförderung über die Telegraphenlinie hinaus. 
ern und Würtemberg, gebührenfrei beför: Die baaren Auslagen ſind vielmehr nach den 
dert werden. betreffenden reglementariſchen Beſtimmungen entweder 
§ 2. Die Gebührenfreiheit genießen: von den aufgebenden Perſonen und Behörden, oder 
J) die von den Mitgliedern der Regentenhäuſer von den Adreſſaten zu entrichten. 
ſämmtlicher zum ehemaligen Norddeutſchen Bunde § 4. Die zur Aufgabe gebührenfrei zu beför⸗ 
gehörigen Bundesstaaten; ferner die von den Mit⸗ dernder Depeſchen befugten Behörden und Beamten 
gliedern des Großherzoglichen Hauſes von Baden haben ſich zu ihrer amtlichen Correſpondenz nur in 
und die von den Mitgliedern des Fürſtlichen den wichtigſten und dringendſten Fällen der Telegraphen 
Hauſes von Hohenzollern, ſowie die im Auftrage zu bedienen und die Depeſchen in gedrängteſter Kürze 
der genannten Allerhöchſten und Höchſten Herr⸗ mit Vermeidung aller entbehrlichen Titulaturen und 
ſchaften von den Angehörigen, den Beamten, der Kurialien abzufaſſen. 
Umgebung, dem Gefolge oder den Hofſtaaten auf⸗ 8 5. Zur Anerkennung der Gebührenfreiheit 
gegebenen Depeſchen; durch die Telegraphenſtationen iſt im Allgemeinen er⸗ 
2. die von den Senaten der freien Städte Lübeck, forderlich, daß die Depeſchen: 


. mit einem amtlichen Siegel oder Stempel, 

. mit einer die Berechtigung zur Gebührenfreiheit 
ausdrückenden Bezeichnung, als: „Königliche 
Dienſtſache“, „Großherzogliche Dienſtſache“, 
„Reichs⸗Dienſtſache“, „M litaria“, Staats⸗Dienſt⸗ 
ſache“ u. ſ. w. verſehen ſind. 


Die von Allerhöchſten reſp. Höchſten Herrſchaften 


herrührenden Depeſchen werden, auch wenn ſie von 
Perſonen aufgegeben werden, welche zu dem Gefolge 
oder den Hofſtaaten gehören, ſofern über die Perſon 
des Aufgebers oder die Identität ſeiner Namens⸗ 
Unterſchrift bei den Telegraphenſtationen kein Zweifel 
obwaltet, ohne Beglaubigung durch Siegel oder Stem⸗ 
pel, ſowie ohne weitere Bezeichnung zur Beförderung 
angenommen. 

Die gebührenfrei zu befördernden Depeſchen von 
Civilbehörden ſind in der Regel mit dem Namen des 
Chefs oder eines der dirigirenden Beamten zu unter⸗ 
zeichnen, können aber eintretenden Falls von dem mit 


der Anfertigung beauftragten Beamten dahin beglaubigt 
ſein, daß ſie von dem Chef der Behörde ausgehen und 


in ſeinem Auftrage mit ſeiner Namensunterſchrift ver⸗ 
ſehen worden ſind. 


32 — 
am 12. März d. J. in Schloppe, 
am 14. und 15. März d. J. in Dt. Krone, 
am 17. und 18. März d. J. in Flatow, 
am 20. und 21. März d. J. in Zempelburg, 
vom 24. bis 26. Mäcz d. J. in Schlochau, 
vom 27. bis incl. 31. März d. J. in Konitz, 
am 2. und 5. April d. J. in Schwetz, 
am 4. und 5. April d. J. in Neuenburg. 
Marienwerder, den 5. Februar 1873. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
3) Die Polizei⸗Verordnung vom 1. September 1856 
(A. B. Nr. 38), welche anordnet, daß jeder Transport 
von Wildpret, auch, wenn daſſelbe nicht zum Verkauf 
beſtimmt iſt, mit dem vorgeſchriebenen Urſprungs⸗ 
Atteſt verſehen ſein muß, ſobald derſelbe außerhalb 
der Grenzen des Forſtreviers oder des Gutes, aus 
welchem das Product herrührt, betroffen wird, bringen 
wir hierdurch als fortdauernd in Kraft befindlich, in 
Erinnerung. 
Marienwerder, den 3. Februar 1873. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
4) Mit dem 1. April cr. beginnt ein neuer Curſus 
(vom 1. April 1873 bis zum 1. November 1874) auf 


Bei den von den Militärbehörden ausgehenden, der hieſigen Königlichen Wieſenbauſchule und werden 
gebührenfrei zu befördernden Depeſchen genügt neben Zöglinge für denſelben aufgenommen. Junge Leute, 
der Bezeichnung „Mi itaria“ und Beidrückung des amt⸗ welche aufgenommen zu werden wünſchen, haben ſich 
lichen Siegels oder Stempels als Unterſchrift die unter Einreichung: 


Firma der abſendenden Behörde, z. B. Ztes Feſtungs⸗ 
Regiment. Wird in Ermangelung eines Dienſtſiegels 
ein Privatſiegel benutzt, ſo iſt der Mangel eines 
Dienſtſiegels unter Angabe des Namens, der Charge 
und des Truppentheils des Aufgebers zu beſcheinigen. 

§ 6. In allen Fällen, wo der Inhalt der zur 
gebührenfreien Beförderung aufgelieferten Depeſchen 
ergiebt, daß in materieller oder formeller Hinſicht eine 


mißbräuchliche Benutzung des Telegraphen vorliegt, bei 


1. eines Taufſcheines, 

eines Schulzeugniſſes, 

. einer ſchriftlichen Einwilligung des Vaters oder 
Vormundes, 

. eines Führungs⸗Atteſtes von der zuſtändigen Po⸗ 
lizei⸗Behörde und 

. eines von ihm ſelbſt verfaßten und geſchriebenen 
Lebens laufes 
dem unterzeichneten Vorſteher der Anſtalt zu 


S 


* 


müſſen ſolche Depeſchen von den Telegraphenſtationen melden. 


an die vorgeſetzte Telegraphen⸗Direktion abſchriftlich 
eingereicht werden. 
Abſchriften find die Gründe der Einſendung näher zu 
erörtern. 
Berlin, den 8. November 1872. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
gez. Delbrück. 


Vorſtehende Beſtimmungen werden hierdurch zur 
Kenntniß der von uns reſſortirenden Behörden und 


Beamten gebracht. 
Marienwerder, den 7. Februar 1873. 
Königliche Regierung. 


2) Es wird biermit zur öffentlichen Kenntniß ge 
bracht, daß das diesjährige Departements : Erſatz⸗ 


In dem Begleitb richte zu den 


An Vorkenntniſſen werden verlangt: Kenntniß 
der deutſchen Sprache, Leſen, Schreiben und Rechnen 
mit den 4 Species. 

Auf Meldungen, welche nach dem 1. April cr. 
eingehen, kann für den laufenden Curſus keine Rück⸗ 
ſicht mehr g nommen werden. 

Czersk, den 1. Februar 1873. 

Der Vorſteher der Wieſenbauſchule. 
Skrodzki. 


Erledigte Schulſtelle. 
8) Die Schulſtelle zu Lewinnek, Kreiſes Schwetz, if 


ſerledigt. Ebangeliſche Lehrer, welche ſich um dieſelbe 


bewerben wollen, haben ihr darauf bezugliches Geſuch 
nebſt Zeugniſſen bei der Königlichen Regierung einzu⸗ 
reichen. Die Kenntniß der polniſchen Sprache iſt 


Geſchäft in den zum Bereiche der 8. Infanterie⸗ Brigade wünſchenswerth. 


gehörigen Kreiſen unſeres Bezirks ftanfinden wird: 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger No. 7.) 
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Tg ber Kanter ischen Bofbuchorucketet. 


